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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

in der Anlage erhalten Sie die Steuerhinweise zum Februar 2022.  
 
Die Finanzverwaltungen Bayern, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz verlängern 

den Katastrophenerlass in wichtigen Bereichen, um die Betroffenen der Auswirkungen  

des Regentiefs „Bernd“ sowie die Helfer weiter zu entlasten. 

 

Zum 01.01.2025 wird auf Grund der Grundsteuerreform die neue Grundsteuer in Kraft treten.  

Die Einheitswerte werden als bisherige Berechnungsgrundlage der Grundsteuer ihre Gültigkeit verlieren.  

An deren Stelle tritt dann in den Bundesländern, die keine abweichenden Regelungen getroffen haben,  

der Grundsteuerwert. Die Finanzverwaltung wird daher in diesem Jahr eine Vielzahl neuer Daten abfragen,  

die von Grundstückseigentümern vorzulegen sind. 

 
Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformationen  
oder zu anderen Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gerne. 
 
 
  Mit freundlichen Grüßen 

     Dr. Moser & Collegen 

Steuerberatungsgesellschaft mbH 
  

…………………………………………. 

Denise Ludwikowski 

Steuerberaterin 

…………………………………………. 

Anja Lehmann 

M.Sc.agr., Steuerberaterin 

…………………………………………. 

Benjamin Dietrich 

Steuerberater 

…………………………………………. 

Carsten Isermann 

Dipl.-Kfm., Steuerberater, LB 

…………………………………………. 

Marcus Kalinowski 

Dipl.-Kfm., Steuerberater 

…………………………………………. 

Carsten Mörlins 

Dipl.-Kfm., Steuerberater 

…………………………………………. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Februar/März 2022 

Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.02.20221 10.03.20221 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

entfällt 10.03.2022 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 10.03.2022 

Umsatzsteuer 10.02.20222 10.03.20223 

Umsatzsteuer Sondervorauszahlung 10.02.2022 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 14.02.2022 14.03.2022 

Scheck5 10.02.2022 10.03.2022 

Gewerbesteuer 15.02.2022 entfällt 

Grundsteuer 15.02.2022 entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung4 18.02.2022 entfällt 

Scheck5 15.02.2022 entfällt 

Sozialversicherung6 24.02.2022 29.03.2022 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-

dige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 

2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 

Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 

erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 

sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 

vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 

Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 22.02.2022/25.03.2022, jeweils 0 Uhr) 

vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 

erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 

insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Einkommensteuer 

Menschen mit Behinderung: Gesundheitskosten 
und Pauschbetrag steuermindernd geltend  
machen 

Auch Menschen mit einer Behinderung können ihre 
Gesundheitskosten steuermindernd geltend ma-
chen, wenn diese den Eigenanteil übersteigen. Ne-
ben den anfallenden Gesundheitskosten kann der 
Behindertenpauschbetrag zu tragen kommen. Die-
ser deckt alle Kosten ab, die typisch für die Behin-
derung sind und die regelmäßig entstehen.  

Berechtigt ist, wer einen Be-
scheid des zuständigen Ver-
sorgungsamtes oder ab ei-
nem Grad der Behinderung 
(GdB) von 50 einen Schwerbe-
hindertenausweis nachweisen 
kann. Der Pauschbetrag gilt 
auch, wenn die Behinderung 
erst während des Jahres ein-
tritt oder wegfällt. Die Höhe des Pauschbetrags (An-
gaben hier für 2021) ist abhängig vom Grad der Be-
hinderung. Wenn dieser bei 20 liegt, gibt es einen 
Pauschbetrag von 384 Euro, bei einem Grad von 60 
bereits 1.440 Euro. Bei Menschen mit einem Behin-
derungsgrad von 100 liegt der Pauschbetrag bei 
2.840 Euro - bei hilflosen, blinden und taubblinden 
Menschen bei 7.400 Euro. Im Schwerbehinderten-
ausweis müssen dafür die Merkmale „H“ (hilflos), 
„Bl“ (blind) oder „TBl“ (taubblind) eingetragen sein. 

Einmalige oder besondere Aufwendungen wie für 
eine Kur, Krankheit oder eine Haushaltshilfe sind zu-
sätzlich zum Pauschbetrag als außergewöhnliche 
Belastung absetzbar, wenn sie den Eigenanteil über-
steigen. 

Kein Sonderausgabenabzug bei Barzahlung von 
Kinderbetreuungskosten 

Das Finanzgericht München entschied, dass zu den 
berücksichtigungsfähigen Aufwendungen für Kin-
derbetreuung auch Fahrtkostenerstattungen an die 
Betreuungsperson zählen, wenn die Leistungen im 
Einzelnen in der Rechnung oder im Vertrag aufge-
führt werden. Jedoch sei der Fahrtkostenersatz nicht 
als Sonderausgabe zu berücksichtigen, wenn die 
Zahlung bar geleistet werde. 

 

Eine Mutter machte in ihren Steuererklärungen für  
u. a. Kinderbetreuungskosten für ihre zu ihrem 
Haushalt gehörigen Kinder steuerlich geltend. Da-
runter die Aufwendungen für die Kinderbetreuung 
durch die Großmutter mit sechs Fahrten (650 km * 
0,30 Euro/km * 2 * 6 = 2.340 Euro). Die Fahrtkosten 
wurden der Großmutter in beiden Jahren in bar er-
stattet. Die Aufwendungen für die Fahrtkosten wur-
den vom beklagten Finanzamt nicht zum Abzug zu-
gelassen. Mit ihrer Klage begehrte die Klägerin den 
Abzug der Fahrtkosten als Sonderausgaben gemäß 
dem Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Streitjahre 2015 und 2016. 

Sonstige 

Grundsteuerreform 2022: Stichtag für den 
Stand der Angaben 01.01.2022 

Zum 01.01.2025 wird auf Grund der Grundsteuer- 
reform die neue Grundsteuer in Kraft treten. Die Ein-
heitswerte werden als bisherige Berechnungs-
grundlage der Grundsteuer ihre Gültigkeit verlieren. 
An deren Stelle tritt dann in den Bundesländern, die 
keine abweichenden Regelungen getroffen haben, 
der Grundsteuerwert. 

Hinweis 

Der Gesetzgeber hat ein sog. Bundesmodell erlas-
sen, nach dem der Wert des Grundstücks maß-
geblich ist. Dieser Vorgabe haben sich aber nur 
die Länder Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklen-
burg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein 
und Thüringen angeschlossen.  

Die übrigen Bundesländer haben eigene abwei-
chende Gesetze erlassen. So zählt ab 2025 in Bay-
ern für die Berechnung nur die Fläche des Grund-
stücks und der Gebäude, nicht mehr die Lage. Der 
Wert des Grundstücks und der Immobilien darauf 
spielt keine Rolle. 

Die Finanzverwaltung wird in diesem Jahr eine Viel-
zahl neuer Daten abfragen, die von Grundstücksei-
gentümern vorzulegen sind. Stichtag für die Grund-
stückseigentümer für den Stand der Angaben ist der 
01.01.2022. Zu diesem Stichtag müssen Grund-
stückseigentümer jedoch zunächst nichts unterneh-
men. Sie werden Ende März 2022 mit öffentlicher 
Bekanntmachung weiter informiert.  
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Die Grundstückseigentümer haben sich damit zu 
beschäftigen, welche Grundstücksart vorliegt, wie 
groß die Grundstücksfläche ist, wie sich der zutref-
fende Bodenrichtwert bemisst, wie viel Wohnfläche 
vorliegt, um welches Baujahr es sich handelt und wie 
sich die Miteigentumsanteile der Eigentumswoh-
nung(en) in entsprechenden Wohnobjekten bemes-
sen. Teilweise sind die geforderten Angaben nicht 
so einfach zu ermitteln. Erschwerend kommt hinzu, 
dass die Finanzverwaltung aktuell davon ausgeht, 
dass die Daten bis zum 31.10.2022 in Erklärungs-
form (sog. Feststellungserklärung) beim Finanzamt 
einzugehen haben. 

Die Vorgabe der Finanzverwaltung im Zuge der 
durchzuführenden Grundsteuerreform 2022 bedeu-
tet, dass in den kommenden Monaten rund 36 Mil-
lionen Immobilien, darunter 24 Millionen Wohnim-
mobilien, neu bewertet werden müssen. Bemer-
kenswert bei der Zeitvorgabe ist der Umstand, dass 
die Einreichung der Erklärung - elektronisch (Elster-
Portal) -, erst ab dem 01.07.2022 möglich sein soll, 
dafür jedoch aktuell noch keine Erklärungsvordru-
cke existieren. 

Jahresabschlüsse: Offenlegungsfrist für 2020 
verlängert 

Das Bundesministerium der Justiz (BMJ) gab be-
kannt, dass bis zum 07.03.2022 keine Ordnungs-
geldverfahren für die verspätete Offenlegung der 
Jahresabschlüsse 2020 für kleine und mittlere Kapi-
talgesellschaften eingeleitet werden. Darauf wies 
auch der Deutsche Steuerberaterverband hin. 

Am 23.12.2021 veröffentlichte das BMJ auf seiner 
Internetseite die Nachricht: „Das Bundesamt für Jus-
tiz wird in Abstimmung mit dem Bundesministerium 
der Justiz gegen Unternehmen, deren gesetzliche 
Frist zur Offenlegung von Rechnungslegungsunter-
lagen für das Geschäftsjahr mit dem Bilanzstichtag 
31.12.2020 am 31.12.2021 endet, vor dem 
07.03.2022 kein Ordnungsgeldverfahren nach § 335 
des Handelsgesetzbuchs einleiten. Damit sollen an-
gesichts der andauernden COVID-19-Pandemie die 
Belange der Beteiligten angemessen berücksichtigt 
werden.“ 

Hinweis 

Entsprechendes gilt auch für die Hinterlegung von 
sog. Kleinstkapitalgesellschaften. 

Hochwasser: Steuerliche Hilfsmaßnahmen ver-
längert 

Die Finanzverwaltungen Bayern, Nordrhein-Westfa-
len und Rheinland-Pfalz verlängern den Katastro-
phenerlass in wichtigen Bereichen. 

Zu den konkreten Unterstützungsmaßnahmen ge-

hören: 

� Stundungen von Einkommen-, Körperschaft-, 
Umsatz-, Erbschaft-/Schenkung- sowie Grund-
erwerbsteuer für bis zum 31.03.2022 fällige For-
derungen längstens bis 30.06.2022 ohne Raten-
zahlungen. 

� Keine Vollstreckungsmaßnahmen bis 
30.06.2022 - bei Antragstellung bis 31.03.2022 
für die bis dahin fälligen Steuern. 

� Auf die Erhebung von Stundungszinsen wird 
verzichtet bzw. Säumniszuschläge werden erlas-
sen. 

� Anträge auf die Anpassung der Vorauszahlun-
gen können ebenfalls bis 31.03.2022 im verein-
fachten Verfahren gestellt werden. 

� Erleichterungen für die Hilfeleistenden im Spen-
den- und Unternehmenssteuerrecht. 

� Sonderabschreibungsmöglichkeiten für den 
Wiederaufbau, davon profitieren Wirtschaft und 
Privatpersonen. 

� Arbeitgeber können ihren Mitarbeitern und de-
ren Familien, deren Wohnungen und Häuser 
durch das Unwetter unbewohnbar geworden 
sind, vorübergehend Unterkünfte und Verpfle-
gung steuerfrei gewähren. 

� Großzügige Möglichkeiten für die steuerliche 
Abzugsfähigkeit von Spenden: Für Spenden an 
Gemeinden, Städte und Landkreise gilt bis zur 
Höhe von 300 Euro stets der vereinfachte Zu-
wendungsnachweis. Das heißt, dass der Konto-
auszug oder Überweisungsbeleg genügt. 

Katastrophenerlass und vereinfachte Antragsformu-
lare sind online abrufbar unter FinMin Bayern, Fin-
Min Nordrhein-Westfalen und Landesamt für Steu-
ern Rheinland-Pfalz. 


